
Schriftliche Anfrage  
der Abgeordneten Franz Bergmüller, Andreas Winhart AfD  
vom 16.06.2020

Bestellpolitik und Zahlungsmoral betreffend COVID-19-Schutzmasken

Eine Woche nachdem die Stadt München angesichts der „Black-lives-matter“-Demon-
stration auf dem schönsten Platz Münchens für ganz Bayern erkennbar für „die gute 
Sache“ auf die Durchsetzung der Corona-Vorgaben verzichtet hat und der Staatsminis-
ter des Innern, für Sport und Integration dies wohl augenzwinkernd „für die gute Sache“ 
mit dem Hinweis quasi entschuldigt hat, dass man sich ja bemüht habe, zeigen sich 
am Wochenende die Wirkungen dieses Signals: Mindestens in München scheint von 
den Freizeitbürgern praktisch niemand mehr die Vorgaben der Staatsregierung ernst 
zu nehmen. 

Ein Beitrag in der TZ mit den zugehörigen Fotos klärt auf: „Corona in München: 
Sonnenhungrige an Isar und in Parks pfeifen auf Abstandsregeln. Dicht an dicht drän-
gen sich die Menschen am Samstag an der Isar ... Dass es vor Kurzem noch einen 
Lockdown wegen Corona gab und in München Abstandsregeln gelten – das scheinen 
die allermeisten hier völlig zu vergessen ... Die Corona-Regeln und deren Kontrolle 
sind auch für die Polizei eine tägliche Herausforderung. Angesichts der Menschen-
massen an Seen und in Parks haben die rund 600 Beamten, die am Samstag erst bei 
der Demo gegen die Corona-Maßnahmen am Königsplatz eingesetzt waren, im An-
schluss versucht, das Infektionsschutzgesetz durchzusetzen. Unter anderem mit Laut-
sprecherdurchsagen machten sie auf die Abstandsregeln aufmerksam. Kaum jemand 
schien dies jedoch noch ernst zu nehmen. Denn die Beamten seien mitunter nur be-
jubelt und beklatscht worden, sagt Polizeisprecher Florian Wirth. ‚In dieser Situation ist 
es nicht verhältnismäßig, einen Platz zu räumen.‘ Greife man hart durch, könne man 
eine Eskalation provozieren.“ (https://www.tz.de/muenchen/stadt/muenchen-coronavi 
rus-isar-party-abstandsregeln-polizei-hemmungen-englischer-garten-13798255.html)

Mit anderen Worten: Bei den Bürgern hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass das 
COVID-19-Virus nicht das Killervirus ist, als das es von der Staatsregierung behandelt 
worden ist. Eine Erkenntnis, die eigentlich bereits seit der Ausbreitung auf dem Kreuz-
fahrtschiff „Diamond Princess“ vorhanden war. Inzwischen wissen die Bürger auch, 
dass wohl 60 Prozent nicht einmal etwas von ihrer Infektion bemerken. 40 Prozent be-
merken etwas und glauben an eine Grippe. 5–10 Prozent müssen etwa in ein Kranken-
haus und 1 Prozent braucht eine künstliche Beatmung, wobei die tatsächlich Verster-
benden zu 50 Prozent zuvor in Alters- oder Pflegeheimen lebten. Als „Sahnehäubchen“ 
hat die italienische Regierung den Ärzten Obduktionen verboten und das Robert-Koch-
Institut (RKI) hat den Gerichtsmedizinern durch Angstmacherei von Obduktionen „ab-
geraten“. In der Folge würgen die Regierungen in Bund und den Ländern die Wirtschaft 
ab, um dann als „Akt der Solidarität“ zum Wideranwerfen der Wirtschaft als Maßnahme 
der (Einbahnstraßen-)Solidarität ein paar Hundert Milliarden ins Ausland zu verschen-
ken und zusätzlich dazu zu helfen, die EU mit über 1 Billion Euro auszustatten.

Doch mittlerweile werden z. B. beim Bund immer mehr Defizite bekannt: „‚Es gab 
keine Obergrenze für Liefermengen – und jetzt muss das Ministerium damit umge-
hen, dass deutlich mehr als erwartet angekommen ist.‘ Der Anwalt schildert, dass aus 
seiner Sicht außergewöhnlich viele gelieferte Produkte – bis zu 50 Prozent – für ihre 
Qualität kritisiert und dann nicht abgenommen würden. In solch einem Fall bleibt der 
Händler auf der Ware sitzen. ‚Ich schließe aus, dass so viele Masken mangelhaft sind, 
wie aktuell deklariert werden‘, sagt Mösinger.“ (https://www.welt.de/politik/deutschland/
plus209481299/Corona-Schutzmasken-TEuroe-Fehlkalkulation-der-Bundesregierung.
html?ticket=ST-A-300617-IRkdvWoOhX3cGNpaeo5k-sso-signin-server&ticket=ST-A-
300668-4DfR9YhIkBktVdgAciNc-sso-signin-server)
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Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der 
Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de – Dokumente abrufbar. 
Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht zur Verfügung.
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Wir fragen die Staatsregierung:
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1.1 Wie viele Verwarnungen/Anzeigen hat die Polizei in München am zweiten 

Juniwochenende in München auf Basis des Infektionsschutzgesetzes oder 
der korrespondierenden bayerischen Vorschriften ausgesprochen? ................. 4

1.2 Wie verlief der in obigem Artikel der TZ beschriebene Einsatz an der Reichen-
bachbrücke in München im Detail (bitte in allen Details darstellen, inkl. der 
Zahl der dort identifizierten „Corona-Verweigerer“ und der erstatteten An-
zeigen wegen Verstoßes gegen das Infektionsschutzgesetz)? .......................... 4

2.  Bestellungen von Masken durch Bayern ............................................................. 4
2.1 Wie viele Verträge zur Bestellung von Atemschutzmasken zur COVID-

19-Bekämpfung haben die Staatsregierung und die ihr untergeordneten 
Behörden im Jahr 2020 getätigt (bitte für jeden Vertrag unter Angabe des 
Bestellvolumens, des Stückpreises, des Bestelldatums, der Lieferfrist, des 
Lieferdatums, des Datums der Qualitätsprüfung vorzugsweise tabellarisch 
aufschlüsseln)? ................................................................................................... 4

2.2 An welchen Daten wurden die in 2.1 abgefragten Masken an ihre Empfänger 
in Bayern ausgeliefert? ....................................................................................... 5

2.3 An welchen Daten wurden für die in 2.1 abgefragten Masken die Zahlungen 
getätigt (bitte vorzugweise in die Tabelle aus 2.1 das Datum der Freigaben 
der Zahlung für jede Bestellung und das Datum, an welchem das Geld tat-
sächlich ausgezahlt wurde, ergänzen)? .............................................................. 5

3.  Haushaltstitel für Masken .................................................................................... 5
3.1 Welches Volumen in den Haushalten des Landes steht in Bayern zum Kauf 

von Atemschutzmasken zur Verfügung (bitte für jeden Haushalt z. B. auf 
Landesebene oder bei den Bezirken einzeln aufschlüsseln)? ............................ 5

3.2 In welchen Haushaltstiteln sind diese in 3.1 abgefragten Gelder eingestellt 
(bitte für jeden Haushalt z. B. auf Landesebene oder bei den Bezirken ein-
zeln aufschlüsseln)? ............................................................................................ 5

3.3 Wie viele der in 3.1 abgefragten Gelder waren am Tag der Beantwortung 
dieser Anfrage bereits ausgezahlt worden (bitte für jeden Haushalt z. B. auf 
Landesebene oder bei den Bezirken einzeln aufschlüsseln)? ............................ 6

„Bisher sind rund 600 Millionen Schutzmasken in Deutschland eingetroffen, wie das 
Gesundheitsministerium auf Anfrage der WELT mitteilte. Bestellt wurden rund zwei 
Milliarden! Heißt: Bis Herbst müssten noch etwa 1,4 Milliarden Masken kommen, die 
meisten aus China. Zudem sei von den 600 Millionen eingetroffenen Schutzmasken 
nur ein kleiner Teil an die Empfänger ausgeliefert worden, also an die Bundesländer 
und die Kassenärztlichen (und Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen, wie WELT weiter 
schreibt. Grund: Die meisten Masken werden noch auf ihre Qualität geprüft, liegen im 
Lager des Bundes. Dabei wird ein weiteres Problem offensichtlich: Ein Fünftel der ge-
lieferten Schutzmasken sind mangelhaft! Denn bei etwa 20 Prozent der Masken stellt 
die Regierung „Normabweichungen“ fest … Hinzu kommt: Viele Masken-Händler war-
ten immer noch auf ihr Geld, haben dem Gesundheitsministerium schon Mahnbeschei-
de und Klagedrohungen geschickt“. (https://www.bild.de/bild-plus/geld/wirtschaft/wirt 
schaft/coronavirus-und-masken-jetzt-gibt-es-aerger-und-millionenklagen-71185730.
bild.html)

„‚Das ist schlimmer, als mit Amazon zu handeln‘, sagt einer am Telefon, und alle 
Betroffenen teilen eine Erfahrung: Seit Wochen werden ihre Anfragen nicht nur vom 
BMG ignoriert, sondern auch von Fiege Logistik und der Unternehmensberatung 
Ernst & Young (EY), mit der das Ministerium einen sechsmonatigen Vertretungs-Ver-
trag auf Tagessatzbasis abgeschlossen hat.“ (https://www.tagesspiegel.de/politik/
chaos-beim-mundschutz-hunderttausende-von-jens-spahn-bestellte-masken-verstau 
ben-im-lager/25910100.html)

Laut Spiegel „schuldet Gesundheitsminister Jens Spahn (40, CDU) Masken-
lieferanten fast 600 Millionen Euro.“ (https://www.spiegel.de/politik/deutschland/
corona-krise-jens-spahn-schuldet-maskenproduzenten-fast-600-millionen-Eu 
ro-a-00000000-0002-0001-0000-000171527046 )
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4.  Zahlungsmoral  ................................................................................................... 6
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dieser Anfrage mindestens teilweise noch unbezahlt? ....................................... 6
4.2 Welcher Zeitraum besteht zwischen der Lieferung der Masken und der tat-

sächlichen vollständigen Zahlung im Durchschnitt? ........................................... 6
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einmal angemahnt und/oder gerichtliche Schritte angekündigt? ........................ 6

5.  Verwendung ........................................................................................................ 6
5.1 Wie glaubt die Staatsregierung die bestellten Masken zu verwenden, wenn 
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Umfang zu tragen bereit ist? ............................................................................... 6
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6.  Vom Ergebnis her gelesen .................................................................................. 6
6.1 Welche Argumente sprechen aus Sicht der Staatsregierung gegen die Lesart 

der im Vorspruch ausgeführten Tatsachen, dass die Regierungen in Bund 
und Ländern das Management im Umgang mit dem COVID-19-Virus dazu 
genutzt haben, sich selbst einen Grund zu verschaffen, Wertschöpfung und 
Finanzmittel in die schon seit längerer Zeit unter einer Wirtschaftsschwäche 
leidenden und als „Club Med“ bekannten innerhalb des Vertragsgeflechts 
der EU umzuverteilen, um diese schon länger schwächelnden Volkswirt-
schaften wirtschaftlich zu stabilisieren? .............................................................. 6

6.2 Welche Argumente sprechen aus Sicht der Staatsregierung gegen die Lesart 
der im Vorspruch ausgeführten Tatsachen, dass die Regierungen in Bund 
und Ländern das Management im Umgang mit dem COVID-19-Virus dazu 
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7.   Zustimmungspflichtigkeit im Bundesrat............................................................... 7
7.1 Sind die angekündigten „Schenkungen“ der Bundesregierung von einigen 

Hundert Milliarden Euro in Richtung der in 6.1 als „Club Med“ bezeichneten 
Länder nach jetzigem Kenntnisstand im Bundesrat zustimmungspflichtig? ....... 7
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Kenntnisstand im Bundesrat zustimmungspflichtig? ........................................... 7

8.  Wie wird die Staatsregierung nach jetzigem Kenntnisstand im Bundesrat 
bei den in 7.2 und 7.3 abgefragten Abstimmungen abstimmen? ........................ 7

9.  Mit welchen Argumenten wird die Staatsregierung diesen durch 7. bewirkten 
Entzug an Volksvermögen der Bürger Bayerns diesen Bürgern nach jetzi-
gem Kenntnisstand erklären? ............................................................................. 7



Bayerischer Landtag   18. WahlperiodeDrucksache 18/9371  Seite 4/7 

Antwort
des Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege im Einvernehmen mit der 
Staatskanzlei und dem Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration
vom 20.07.2020

1.  COVID-19-Kontrollen am zweiten Juniwochenende
1.1 Wie viele Verwarnungen/Anzeigen hat die Polizei in München am zweiten 

Juniwochenende in München auf Basis des Infektionsschutzgesetzes oder 
der korrespondierenden bayerischen Vorschriften ausgesprochen?

Im Vorgangsverwaltungssystem der Bayerischen Polizei (IGVP) werden grundsätzlich 
die Vorgänge in Zusammenhang mit der Corona-Pandemie mit Lageschlagwörtern ge-
kennzeichnet und sind entsprechend recherchierbar. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, 
dass das Vorgangsverwaltungssystem eine hochdynamische Datenbasis darstellt. Aus-
wertungen und Analysen geben damit stets nur den aktuellen Erfassungsstand zum 
Zeitpunkt der Abfrage wieder, der sich auch für rückwirkende Zeiträume durch laufende 
Ermittlungen und Qualitätssicherungsmaßnahmen kontinuierlich ändern kann.

In IGVP sind für den Ereigniszeitraum 13. und 14. Juni 2020 für den örtlichen Zu-
ständigkeitsbereich des Polizeipräsidiums München 76 Anzeigenvorgänge im Sinne 
der Anfrage erfasst.

1.2 Wie verlief der in obigem Artikel der TZ beschriebene Einsatz an der Reichen-
bachbrücke in München im Detail (bitte in allen Details darstellen, inkl. der 
Zahl der dort identifizierten „Corona-Verweigerer“ und der erstatteten An-
zeigen wegen Verstoßes gegen das Infektionsschutzgesetz)?

Nach Mitteilung des örtlich zuständigen Polizeipräsidiums München stellte sich die im 
zitierten Zeitungsartikel in Bezug genommene Situation am 13. Juni 2020 im Umfeld der 
Reichenbachbrücke in München wie folgt dar:

Aufgrund der wärmeren Temperaturen kam es im Bereich des Naherholungsgebie-
tes entlang der Isar zu einem starken Personenaufkommen. Die Abstandsregeln waren 
aufgrund der hohen Personenzahl von weit über 1 000 nicht einzuhalten bzw. wurden 
ignoriert.

Gleichwohl traf die Einsatzleitung des Polizeipräsidiums München alle angesichts 
des hohen Personenaufkommens faktisch umsetzbaren Maßnahmen zur Gewährleis-
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, einschließlich derer zur Einhaltung der 
entsprechenden Regelungen zum Infektionsschutz. Hierzu wurden die bereits an der 
Örtlichkeit eingesetzten Kräfte um weitere Einsatzkräfte verstärkt, die das Demonstra-
tionsgeschehen in München begleitet hatten.

Von restriktiveren Maßnahmen, die über niederschwellige Maßnahmen wie etwa 
Lautsprecherdurchsagen hinausgehen, wurde durch die polizeiliche Einsatzleitung vor 
Ort Abstand genommen, da diese zu diesem Zeitpunkt mit Augenmaß nicht hätten tat-
sächlich durchgesetzt werden können, ohne eine breite Eskalation der Situation herbei-
zuführen.

Das Polizeipräsidium München und die Landeshauptstadt München bewerten der-
zeit gemeinsam das Geschehen, um die erforderlichen Maßnahmen, wie etwa die An-
passung des Einsatzes des Sicherheitsdienstes der Landeshauptstadt München, ein-
zuleiten.

Eine automatisierte statistische Auswertung in IGVP im Sinne der Fragestellung ist 
nicht möglich. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1.1 verwiesen.

2.  Bestellungen von Masken durch Bayern
2.1 Wie viele Verträge zur Bestellung von Atemschutzmasken zur COVID-

19-Bekämpfung haben die Staatsregierung und die ihr untergeordneten 
Behörden im Jahr 2020 getätigt (bitte für jeden Vertrag unter Angabe des 
Bestellvolumens, des Stückpreises, des Bestelldatums, der Lieferfrist, des 
Lieferdatums, des Datums der Qualitätsprüfung vorzugsweise tabellarisch 
aufschlüsseln)?
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In dem Zeitraum vom 18. März bis 17. Juni 2020 wurden 141 Bestellungen zu Atemschutz-
masken (OP-/FFP2-/KN95- und FFP3-Masken) getätigt. Das Gesamtauftragsvolumen 
betrug 159,6 Mio. Stück Masken mit einer Auftragssumme von 289,3 Mio. Euro. Zum 
Stichtag wurden hiervon bereits 125,7 Mio. Masken an das Zentrallager angeliefert.

Aufgrund der Vertraulichkeit der konkreten Vertragsinhalte werden die Rückmeldun-
gen nur summarisch dargestellt.

2.2 An welchen Daten wurden die in 2.1 abgefragten Masken an ihre Empfänger 
in Bayern ausgeliefert?

Seit dem Beginn der Bestellungen bis Ende Mai wurden fast täglich (64 von 74 Kalender-
tagen) Atemschutzmasken an die Empfänger in Bayern verteilt. Aufgrund der Änderung 
der Versorgungslage am freien Markt wurde die Verteilung im Juni auf wöchentliche Ab-
fragen und Auslieferungen umgestellt. Im Gleichklang mit dem Bund wurde ab 1. Juli 
2020 die Verteilung an die Bedarfsträger eingestellt. Eine Verteilung von Persönlicher 
Schutzausrüstung (PSA) ist seitdem beschränkt auf besondere Anforderungen von Re-
gionen mit besonders dynamischem Infektionsgeschehen („Hotspots“), um hier im Be-
darfsfall eine ausreichende Versorgung mit PSA sicherzustellen.

2.3 An welchen Daten wurden für die in 2.1 abgefragten Masken die Zahlungen 
getätigt (bitte vorzugweise in die Tabelle aus 2.1 das Datum der Freigaben 
der Zahlung für jede Bestellung und das Datum, an welchem das Geld tat-
sächlich ausgezahlt wurde, ergänzen)?

Die jeweiligen Bestellungen wurden mit der Maßgabe einer Bezahlung auf Rechnung 
getätigt. Nach einer (Teil-)Lieferung wurden die eingehenden Waren auf Konformität mit 
gesetzlichen Regelungen und Bestimmungen umgehend geprüft und nach Erhalt der 
jeweiligen (Teil-)Rechnung diese per Überweisung zur Auszahlung angeordnet. Sowohl 
für die Prüfung der Ware als auch für die Anordnung der Rechnung wurden maximal 
zwei Arbeitstage als Zielvorgabe festgelegt.

Falls bei einer Warenprüfung jedoch Mängel festgestellt wurden, wurde der entspre-
chende Lieferant informiert und das weitere Vorgehen zur Mängelbeseitigung geklärt. 
Entsprechende Rechnungen können erst nach einer erfolgreichen Mängelbeseitigung, 
Heilung oder Ersatzlieferung angeordnet werden.

3.  Haushaltstitel für Masken
3.1 Welches Volumen in den Haushalten des Landes steht in Bayern zum Kauf 

von Atemschutzmasken zur Verfügung (bitte für jeden Haushalt z. B. auf 
Landesebene oder bei den Bezirken einzeln aufschlüsseln)?

Dem Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) wurden für den Kauf 
von PSA und für Medizinprodukte bis zum Stichtag Mittel über 450,0 Mio. Euro zur 
Verfügung gestellt. Bei der Mittelzuweisung wurde nicht differenziert zwischen Atem-
schutzmasken und den weiteren Produkten (Einmalhandschuhe, Einwegschutzanzüge, 
Flächen- und Handdesinfektionsmittel, Schutzkittel sowie Schutzbrillen). Von diesen zu-
gewiesenen Mitteln waren 440,8 Mio. Euro bereits durch Bestellungen gebunden und 
200,4 Mio. Euro auf Basis der Rechnungen angeordnet.

3.2 In welchen Haushaltstiteln sind diese in 3.1 abgefragten Gelder eingestellt 
(bitte für jeden Haushalt z. B. auf Landesebene oder bei den Bezirken ein-
zeln aufschlüsseln)?

Die Mittel sind bei Kap. 1319 Tit. 51460 eingestellt.
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3.3 Wie viele der in 3.1 abgefragten Gelder waren am Tag der Beantwortung 
dieser Anfrage bereits ausgezahlt worden (bitte für jeden Haushalt z. B. auf 
Landesebene oder bei den Bezirken einzeln aufschlüsseln)?

Auf die Antwort zu Frage 3.1 wird verwiesen.

4.  Zahlungsmoral 
4.1 Wie viele Rechnungen von Maskenlieferanten sind am Tag der Beantwortung 

dieser Anfrage mindestens teilweise noch unbezahlt?

Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.

4.2 Welcher Zeitraum besteht zwischen der Lieferung der Masken und der tat-
sächlichen vollständigen Zahlung im Durchschnitt?

Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.

4.3 Wie viele Lieferanten haben seit ihrer Lieferung die Zahlung mindestens 
einmal angemahnt und/oder gerichtliche Schritte angekündigt?

Vor einer Bestellung wurden alle Angebote auch hinsichtlich der Konformität mit gesetz-
lichen Regelungen und Bestimmungen überprüft. Trotzdem wurden Waren geliefert, die 
der Bestellung oder den Regelungen und Bestimmungen nicht entsprachen. Diese Fälle 
konnten zum größten Anteil im Austausch mit den Vertragspartnern einvernehmlich ge-
klärt werden. Zum Stichtag standen noch 28 Lieferungen von Atemschutzmasken mit 
abweichender Rechtssicht der Vertragspartner in Verhandlung.

5.  Verwendung
5.1 Wie glaubt die Staatsregierung die bestellten Masken zu verwenden, wenn 

die Bevölkerung das Vertrauen in die Staatsregierung in dieser Frage offen-
bar völlig verloren hat und sie offenbar nicht im staatlich vorgesehenen 
Umfang zu tragen bereit ist?

Die Fragestellung geht von der unzutreffenden Annahme aus, dass der Freistaat Bayern 
persönliche Schutzmaterialien für die Gesamtbevölkerung beschafft hat. Der Freistaat 
Bayern hat persönliche Schutzausrüstung zur Unterstützung der Versorgung des medi-
zinischen und pflegerischen Personals beschafft und an entsprechende Bedarfsträger 
ausgeliefert, um die medizinische Versorgung in Bayern zu sichern.

5.2 Wie hoch sind die Kosten für die Zwischenlagerung der nicht abgerufenen 
Masken?

Die Staatsregierung hat den Aufbau eines strategischen Grundstocks beschlossen, 
der den Bedarf an Persönlicher Schutzausrüstung im Falle weiterer Ausbrüche sowie 
vergleichbarer Situationen für bis zu sechs Monate decken soll. Die noch nicht aus-
gelieferte Schutzausrüstung wird in diesen Grundstock eingebracht.

6.  Vom Ergebnis her gelesen
6.1 Welche Argumente sprechen aus Sicht der Staatsregierung gegen die Lesart 

der im Vorspruch ausgeführten Tatsachen, dass die Regierungen in Bund 
und Ländern das Management im Umgang mit dem COVID-19-Virus dazu 
genutzt haben, sich selbst einen Grund zu verschaffen, Wertschöpfung und 
Finanzmittel in die schon seit längerer Zeit unter einer Wirtschaftsschwäche 
leidenden und als „Club Med“ bekannten innerhalb des Vertragsgeflechts 
der EU umzuverteilen, um diese schon länger schwächelnden Volkswirt-
schaften wirtschaftlich zu stabilisieren?
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Aus Sicht der Staatsregierung sprechen keine Argumente für die im Vorspruch dargestellte 
Lesart. Im Übrigen gilt: Über die Ausgestaltung des mehrjährigen Finanzrahmens der 
Europäischen Union und einen möglichen Wiederaufbauplan der Europäischen Union 
zur Bewältigung der Corona-Pandemie in Europa entscheidet der Europäische Rat im 
Einvernehmen mit dem Europäischen Parlament. Die Verhandlungen hierzu befinden 
sich nach Vorlage der Kommissionsvorschläge vom 27. Mai 2020 erst am Anfang.

6.2 Welche Argumente sprechen aus Sicht der Staatsregierung gegen die Lesart 
der im Vorspruch ausgeführten Tatsachen, dass die Regierungen in Bund 
und Ländern das Management im Umgang mit dem COVID-19-Virus dazu 
genutzt haben, sich selbst einen Grund zu verschaffen, weitere Souveräni-
tät von der nationalen Ebene auf die EU-Ebene zu verlagern?

Die Abtretung von nationalen Souveränitätsrechten an die Europäische Union setzt eine 
Änderung der EU-Verträge voraus. Eine solche Änderung hat nicht stattgefunden und 
ist derzeit auch nicht geplant.

7.   Zustimmungspflichtigkeit im Bundesrat
7.1 Sind die angekündigten „Schenkungen“ der Bundesregierung von einigen 

Hundert Milliarden Euro in Richtung der in 6.1 als „Club Med“ bezeichneten 
Länder nach jetzigem Kenntnisstand im Bundesrat zustimmungspflichtig?

7.2 Ist die Ausstattung der EU mit einem „Billionen-Programm“ nach jetzigem 
Kenntnisstand im Bundesrat zustimmungspflichtig?

Vertragsgesetze des Bundes zu den Eigenmittelbeschlüssen der Europäischen Union 
unterliegen der Zustimmungspflicht des Bundesrates.

8.  Wie wird die Staatsregierung nach jetzigem Kenntnisstand im Bundesrat 
bei den in 7.2 und 7.3 abgefragten Abstimmungen abstimmen?

Die Staatsregierung wird zu gegebener Zeit nach Vorlage des Vertragsgesetzes des 
Bundes über ihr Vorgehen entscheiden.

9.  Mit welchen Argumenten wird die Staatsregierung diesen durch 7. bewirkten 
Entzug an Volksvermögen der Bürger Bayerns diesen Bürgern nach jetzi-
gem Kenntnisstand erklären?

Zur Beantwortung wird auf die Antwort zur vorstehenden Frage 8 verwiesen.
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